
Betriebs-Berater | BB 28.2021 | 12.7.2021 1665

Ungeachtet der Corona-Pandemie ist beim Bundeskartellamt (BKartA) in den Jahren 2019 und 2020 eine hohe Zahl an Un-

ternehmenszusammenschlüssen angemeldet worden. Mit insgesamt 2669 Fusionen lagen die Fallzahlen fast auf dem Niveau

des vorhergehenden Zeitraums, wie aus dem als Unterrichtung (BT-Drs. 19/30775) vorgelegten Bericht des BKartA über seine

Tätigkeit in den Jahren 2019/2020 hervorgeht (s. hib-Meldung Nr. 872 vom 6.7.2021). 2020 habe das BKartA rund 349 Mio.

Euro Bußgeld gegen insgesamt 19 Unternehmen und 24 natürliche Personen verhängt (s. PM BKartA vom 23.6.2021). 13 Un-

ternehmen haben dem BKartA über die Bonusregelung („Kronzeugenprogramm“) Informationen über Verstöße in ihrer Bran-

che mitgeteilt, daneben habe es weitere Hinweise aus anderen Quellen gegeben. Das BKartA habe 2020 rund 1200 ange-

meldete Vorhaben geprüft. Davon wurden neun Zusammenschlüsse in der sog. zweiten Phase vertieft geprüft. Nicht nur

national ist – so Andreas Mundt, Präsident des BKartA – „[e]ine effektive Fusionskontrolle […] das schlagkräftigste Instru-

ment, das wir haben, um zu verhindern, dass zu viel Marktmacht in die Hände weniger Unternehmen fällt“. Auch in der EU

ist die kartellrechtliche Prüfung von Transaktionen ein Fokus der Kartellrechtsdurchsetzung. Mit den neuen Herausforderun-

gen für die M&A-Transaktionspraxis aufgrund von Fusionskontrolluntersuchungen der EU-Kommission auch ohne Anmelde-

pflicht setzen sich Schmidt/Steinvorth in diesem Heft auseinander.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Vorsatzanfechtung – Gläubigerbe-

nachteiligungsvorsatz des Schuldners kann

generell nicht auf nur drohende Zahlungs-

unfähigkeit gestützt werden

a) Die Annahme der subjektiven Vorausset-

zungen der Vorsatzanfechtung kann nicht allein

darauf gestützt werden, dass der Schuldner im

Zeitpunkt der angefochtenen Rechtshandlung

erkanntermaßen zahlungsunfähig ist.

b) Der Gläubigerbenachteiligungsvorsatz des

Schuldners setzt im Falle der erkannten Zah-

lungsunfähigkeit zusätzlich voraus, dass der

Schuldner im maßgeblichen Zeitpunkt wusste

oder jedenfalls billigend in Kauf nahm, seine

übrigen Gläubiger auch künftig nicht vollständig

befriedigen zu können; dies richtet sich nach

den ihm bekannten objektiven Umständen.

c) Für den Vollbeweis der Kenntnis vom Gläubi-

gerbenachteiligungsvorsatz des Schuldners

muss der Anfechtungsgegner im Falle der er-

kannten Zahlungsunfähigkeit des Schuldners im

maßgeblichen Zeitpunkt zusätzlich wissen, dass

der Schuldner seine übrigen Gläubiger auch

künftig nicht wird befriedigen können; dies rich-

tet sich nach den ihm bekannten objektiven

Umständen.

d) Auf eine im Zeitpunkt der angefochtenen

Rechtshandlung nur drohende Zahlungsunfähig-

keit kann der Gläubigerbenachteiligungsvorsatz

desSchuldners inderRegelnichtgestütztwerden.

e) Eine besonders aussagekräftige Grundlage für

die Feststellung der Zahlungseinstellung ist die

Erklärung des Schuldners, aus Mangel an liqui-

den Mitteln nicht zahlen zu können; fehlt es an

einer solchen Erklärung, müssen die für eine

Zahlungseinstellung sprechenden sonstigen

Umstände ein der Erklärung entsprechendes Ge-

wicht erreichen.

f) Stärke und Dauer der Vermutung für die Fort-

dauer der festgestellten Zahlungseinstellung

hängen davon ab, in welchem Ausmaß die Zah-

lungsunfähigkeit zutage getreten ist; dies gilt

insbesondere für den Erkenntnishorizont des

Anfechtungsgegners.

BGH, Urteil vom 6.5.2021 – IX ZR 72/20
(Amtliche Leitsätze)
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BGH: Insolvenzanfechtung – keine unent-

geltliche Leistung bei Zahlung einer Ver-

mittlungsprovision trotz zivilrechtlicher An-

fechtbarkeit der Hauptverträge

Zahltein Schuldner vereinbarungsgemäßMakler-

lohn für die Vermittlung von Verträgen, stellt die

Zahlung der sich an der Höhe der in den Haupt-

verträgen vereinbarten Vergütung orientieren-

den Provision keine unentgeltliche Leistung dar,

auch wenn die Hauptverträge zivilrechtlich an-

fechtbar sindoderdieKundendesSchuldners ver-

langen könnten, schadensersatzrechtlich so ge-

stellt zu werden, als ob die Verträge nicht ge-

schlossen worden seien, weil der Schuldner sie

beiAbschlussderVerträgebetrogenhat.

BGH, Urteil vom 10.6.2021 – IX ZR 157/20
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-1665-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Unwirksamkeit einer Widerrufsbeleh-

rung

Ein Unternehmer, der dieMuster-Widerrufsbeleh-

rung nach Anlage 1 zum EGBGB verwendet, kann

sich auf die Schutzwirkung des Art. 246a § 1

Abs. 2 Satz 2 EGBGB nicht berufen, wenn der Ver-

braucher durch eine weitere – formal oder inhalt-

lich nicht ordnungsgemäße – Belehrung irrege-

führt oder von einer rechtzeitigen Ausübung sei-

nes Rechts abgehalten wird (Fortführung von

BGH,Urteil vom16. Dezember 2015– IVZR71/14,

juris Rn. 11 sowie Abgrenzung von BGH, Be-

schluss vom2.April 2019–XI ZR463/18, juris).

BGH, Urteil vom 20.5.2021 – III ZR 126/19
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-1665-3

unterwww.betriebs-berater.de

OLG Frankfurt a. M.: eBay muss Angebote

bei Verstößen gegen Produktsicherheits-

vorschriften sperren

Der Betreiber eines Online-Marktplatzes muss

nach dem Hinweis auf eine klare Rechtsverlet-

zung das konkrete Angebot unverzüglich sper-

ren. Darüber hinaus muss er nach der heutigen

Entscheidung des OLG Frankfurt am Main vom

24.6.2021 – 6 U 244/19 – Vorsorge treffen, dass

es möglichst nicht zu weiteren Verstößen der

beanstandeten Händler-Accounts kommt. Das

OLG verpflichtete deshalb die Betreiberin von

ebay.de, es zu unterlassen, ihren Marktplatz ge-

werblichen Verkäufern trotz mehrfacher Hin-

weise auf rechtswidrige Angebote für den Ver-

trieb von Schwimmhilfen zur Verfügung zu stel-

len, sofern die Angebote wiederum nicht recht-

mäßig gekennzeichnete Waren betreffen.
(PM OLG Frankfurt a. M. Nr. 47/2021 vom 24.6.2021)

OLG Braunschweig: Widerruf eines Verbrau-

cherdarlehensvertrags – Gerichtsstand des

Erfüllungsorts für negative Feststellungs-

klage des Darlehensnehmers

1. BeiWiderruf einesDarlehensvertrags zur Finan-

zierung eines Kfz-Kaufvertrags ist für eine negati-

ve Feststellungsklage, mit der Erfüllungsansprü-

che der Bank gegen den Verbraucher geleugnet

werden sollen, zur Begründung der örtlichen Zu-

ständigkeit der Wohnsitz des Verbrauchers als Er-

füllungsort gemäß § 29 Abs.1 ZPO maßgeblich.

2. Ebenso ist beiWiderruf eines verbundenen, der

Finanzierung des Erwerbs eines Kraftfahrzeugs

dienenden Verbraucherdarlehensvertrags auch

für die Rückabwicklung des Darlehensvertrages

gemäß§ 29Abs. 1ZPOdasGerichtörtlich zustän-

dig, in dessenBezirk derDarlehensnehmer seinen

Wohnsitzhat.

OLG Braunschweig, Urteil vom 21.6.2021 –

11 U 67/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-1665-4

unterwww.betriebs-berater.de
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